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Rechtsextremismus Rechtsextremismus

Finanzierung	 Mitgliedsbeiträge, Spenden und staatliche Zuwendungen an die 
Gruppe im Kölner Stadtrat

Grund der Beobachtung / Verfassungsfeindlichkeit

Pro Köln missachtet mit seinen Aussagen und Forderungen die im Grundgesetz konkretisierten 
Menschenrechte, insbesondere die Menschenwürde und das Diskriminierungsverbot. Der Verein 
vermittelt ein negatives Menschenbild über bestimmte Minderheiten, welches ausschließlich an 
deren Nationalität, Religions-, Staats- oder ethnischen Zugehörigkeit anknüpft. Eine differenzier-
te Betrachtung, die andere Aspekte einbezieht, blenden die Rechtsextremisten dabei aus. Mit 
dieser Art der Darstellung schürt Pro Köln Ablehnung und versucht, Ängste in Teilen der Bevöl-
kerung aufzugreifen und zu instrumentalisieren.

Eine besondere Form der Fremdenfeindlichkeit stellt die Islamfeindlichkeit dar. So verbreiten alle 
Pro-Organisationen seit Bestehen öffentlichkeitswirksam Vorurteile über Muslime, um Ängste 
zu wecken oder zu verstärken. Die Pro-Aktivisten unterscheiden dabei bewusst nicht zwischen 
dem Islam als Religion und dem Islamismus als extremistischer Strömung. Die diskreditierende 
Gleichsetzung zielt darauf ab, eine Glaubensgemeinschaft pauschal für eine Vielzahl gesell-
schaftlicher Missstände und Fehlentwicklungen verantwortlich zu machen und sie als Bedrohung 
darzustellen.

Neben dieser Politik der Abwertung und Ausgrenzung von Minderheiten versucht Pro Köln mit 
anderen rechtsextremistischen und fremdenfeindlichen Organisationen zu kooperieren. So lud 

Pro Köln

Sitz / Verbreitung	 Köln

Gründung / Bestehen seit 	 1996

Struktur / Repräsentanz	 Vorsitzender von Pro Köln ist seit 2014 Michael Gabel; der Verein 
ist nur in Köln aktiv; als Gruppe im Stadtrat mit zwei Mandaten und 
fünf Mandaten in Bezirksvertretungen

Mitglieder / Anhänger /	 circa 250 Mitglieder 

Unterstützer 2016

Veröffentlichungen	 Publikationen: KÖLN UNZENSIERT – vormals „Fraktionszeitung 
KÖLN UNZENSIERT“ 
Web-Angebote: eigene Webseiten sowie Profile in den sozialen 
Netzwerken

Kurzportrait / Ziele	 Pro Köln entstand im Wesentlichen auf Betreiben ehemaliger 
Funktionäre und Mitglieder der rechtsextremistischen »Deutschen 
Liga für Volk und Heimat (DLVH)« sowie der Partei „Die 
Republikaner” (REP). Bereits 1996 gegründet, erzielte Pro Köln 
erstmals bei der Kommunalwahl 2004 Mandate im Rat der Stadt 
Köln und ist dort bis heute – seit 2014 nur noch als Ratsgruppe mit 
zwei Mandatsträgern – vertreten. 
Pro Köln versucht sich überwiegend bürgerlich zu inszenieren. 
Inhaltlich vertritt die Organisation dezidiert fremdenfeindliche und 
islamfeindliche Positionen, diffamiert Migranten und schürt Ängste 
vor ihnen. Dies betrifft in den letzten beiden Jahren insbesondere 
Flüchtlinge und Muslime. Der „Kampf“ gegen „den Islam“ dient 
dabei als Türöffner. Pro Köln versucht in der Gesellschaft 
diskutierte Themen zu nutzen, um eigene fremdenfeindliche 
und nationalistische Sichtweisen und Forderungen über den 
rechtsextremistischen Rand hinaus bis in die Mitte der Gesellschaft 
zu verbreiten.

Beispiele für fremdenfeindliche 
Inhalte der Publikation KÖLN 
UNZENSIERT, Ausgabe 1/2016



 65

Verfassungsschutzbericht des Landes Nordrhein-Westfalen 2016

64 

Verfassungsschutzbericht des Landes Nordrhein-Westfalen 2016

Rechtsextremismus Rechtsextremismus

der Pro Köln-Ratsgruppe verwendet in einem Beitrag für „PI-News“ am 10. Januar 2016 diesen 
Begriff und sprach von einer „existenziellen Bedrohungslage“. Flüchtlinge bezeichnet Pro Köln 
mitunter als „Invasoren“ wie in einem Beitrag vom 8. März 2016 auf der Webseite des Vereins. 
Dies zielt darauf ab, Flüchtlinge als vermeintliche „Angreifer“ zu diffamieren und Menschenrechte 
zu delegitimieren. In letzter Konsequenz tragen derartige Freund-Feind-Bilder dazu bei, auch 
Übergriffe auf Flüchtlinge als vermeintliche Notwehr darzustellen.

Die Kampagne gegen Flüchtlinge prägte 2016 auch die inhaltliche Arbeit der Ratsgruppe von 
Pro Köln im Stadtrat sowie in einzelnen Beiträgen in den fünf Bezirksvertretungen. Die Propa-
ganda schlug sich ebenso in der Zeitung der Ratsgruppe KÖLN UNZENSIERT nieder, die 2016 
lediglich einmal erschien.

Bei der Wahl zur Seniorenvertretung am 22. Oktober 2016 in den Kölner Stadtbezirken gelang 
es einer Pro Köln-Kandidatin im Bezirk Chorweiler einen Sitz zu gewinnen. Das schlechte 
Abschneiden bei der Kommunalwahl 2014 und das organisatorische Auseinanderdriften inner-
halb der Pro-Bewegung hat sich jedoch nachhaltig auf die Aktivitäten von Pro Köln ausgewirkt. 
Der Verein ist personell ausgezehrt und zur regelmäßigen Durchführung größerer Aktionen nicht 
mehr in der Lage. Lediglich einige Infostände im August und September 2016 führte Pro Köln 
durch. Der Versuch der Vereinsführung, durch steuernde Einflussnahme auf den NRW-Landes-
verband von Pro Deutschland überregionale Bedeutung zu erlangen, ist gescheitert. So legte 
Markus Wiener sein Amt als Vorsitzender des Landesverbandes Nordrhein-Westfalen von Pro 
Deutschland im November 2016 nieder. Im August 2016 schloss der Verein – nach mehr als 
einem Jahr der Spaltung zwischen den Pro-Organisationen – Markus Beisicht, den langjährigen 
ehemaligen Vorsitzenden von Pro Köln und gleichzeitig Vorsitzenden von Pro NRW, aus dem 
Verein aus. Beisicht klagte dagegen vor Gericht. Der nach außen vermeintlich stringente Abgren-
zungskurs wird innerhalb der Pro-Bewegung währenddessen weiterhin nur zögerlich umgesetzt.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Pro Köln setzt weiterhin seinen Schwerpunkt auf fremdenfeindliche Kampagnen, die sich vor 
allem gegen Flüchtlinge und Muslime richten. Der Verlust des Fraktionsstatus von Pro Köln bei 
der Kommunalwahl 2014 hat die Bedeutung des Vereins eingeschränkt. Die offen zutage treten-
de Konkurrenz und die persönlichen Anfeindungen zwischen Pro Köln und Pro NRW sowie das 
Agieren von drei Pro-Gruppierungen bei inhaltlich nahezu identischer Ausrichtung führt sowohl 
zur Zersplitterung der rechtsextremistischen Parteienlandschaft in Nordrhein-Westfalen als auch 
zur Irritation in der angesprochenen; identischen Zielgruppe.

Weitere Informationen zum Hintergrund

ü www.im.nrw.de/verfassungsschutz, Web-Link: vs_prokoeln

der Verein zu seinem Neujahrsempfang Ende Januar 2016 Vertreter der österreichischen FPÖ, 
des belgischen Vlaams Belang sowie einen französischen islamfeindlichen Publizisten ein.

Die Nennung von Pro Köln im Verfassungsschutzbericht wurde gerichtlich als rechtmäßig 
bestätigt. Das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen bestätigte mit einem Beschluss vom 
21. Februar 2014 eine vorhergehende Entscheidung des Verwaltungsgerichtes Düsseldorf. „Es 
hat aus den im Urteil wiedergegebenen Verlautbarungen und Aktivitäten des Klägers bzw. seiner 
Funktionäre rechtsfehlerfrei auf den Verdacht einer gegen die im Grundgesetz konkretisierten 
Menschenrechte verstoßenden ausländerfeindlichen Ausrichtung und auch im Übrigen verfas-
sungswidriger Bestrebungen des Klägers geschlossen.“

Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Auch im Jahr 2016 legte Pro Köln seinen Schwerpunkt auf eine flüchtlings- und islamfeindliche 
Politik. Die Rechtsextremisten instrumentalisierten vor allem die Ereignisse der Silvesternacht 
2015 / 2016 am Kölner Hauptbahnhof, um Flüchtlinge pauschal zu diskreditieren. So führten 
sie am 24. Januar 2016 eine Kundgebung unter dem Titel „Köln passt auf; Rapefugees not 
welcome!“ durch. Mit der Wortneuschöpfung verbindet der Verein die beiden englische Begriffe 
„Rape“ (=Vergewaltigung) und „Refugees“ (=Flüchtlinge) und versucht damit, Asylbewerber zu 
diffamieren. Zu der Veranstaltung konnten 75 Teilnehmer mobilisiert werden. Unter anderem 
sprach eine Funktionärin der rechtsextremistischen Gruppierung Vlaams Belang. Die Aktion 
überschnitt sich mit einem beabsichtigten Aufzug von circa 250 russischstämmigen Personen, so 
dass über 300 Personen an der Veranstaltung von Pro Köln teilnahmen.

In verschiedenen Stellungnahmen versuchten Pro Köln-Funktionäre wiederkehrend die Über-
griffe in der Kölner Silvesternacht zu nutzen, um Flüchtlinge und Muslime als Feindbild darzu-
stellen. So veröffentlichte Pro Köln Mitte Januar 2016 auf Facebook folgendes Statement des 
stellvertretenden Vorsitzenden: „Nach der Silvester-Schande: Keine Asylanten mehr in unseren 
Schulturnhallen!“ Damit wird Flüchtlingen pauschal unterstellt, eine Bedrohung darzustellen. 
In einem längeren Beitrag für das islamfeindliche Blog „PI-News“ am 23. Januar 2016 gibt 
der stellvertretende Vorsitzende seiner völkisch-nationalistischen Sichtweise Ausdruck: „Der 
schleichende Prozess des Bevölkerungsaustausches, der Überfremdung und Islamisierung ist 

an einem Punkt angelangt, wo er 
nicht mehr totzuschweigen oder zu 
verniedlichen ist.“ Den Zuzug von 
Flüchtlingen seit Ende 2016 nennt 
er in diesem Beitrag abwertend 
einen „Asyl-Tsunami“, also als 
menschliche Welle mit hoher Ver-
nichtungskraft. Auch die Sprecherin 

Flyer von Pro Köln


